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Kapitel I
Angelegenheiten zur Beschlussfassung durch den
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ale und kulturelle Rechte” und das Ubereinkommen iiber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen® einen vélkerrechtlichen Rahmen und einen umfassenden Kata-
log von MalRnahmen fiir die Erreichung der Geschlechtergleichstellung und die Star-
kung der Selbstbestimmung der Frauen und Madchen sowie den vollen und gleichbe-
rechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten durch alle Frauen und
Madchen wéhrend ihres gesamten Lebensverlaufs bieten, einschlieRlich der Starkung
der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau in einer Arbeitswelt im Wandel.

3. Die Kommission anerkennt die Bedeutung der einschldgigen Normen der In-
ternationalen Arbeitsorganisation betreffend die Verwirklichung des Rechts der
Frauen auf Arbeit und der Rechte der Frauen bei der Arbeit, die fiir die Starkung der
wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau von entscheidender Bedeutung sind, und
erinnert an die Agenda fiir menschenwirdige Arbeit der Internationalen Arbeitsorga-
nisation und die Erklarung der Internationalen Arbeitsorganisation (ber grundlegen-
de Prinzipien und Rechte bei der Arbeit.

4.  Die Kommission bekréftigt, dass die Erklarung und die Aktionsplattform von
Beijing und die Ergebnisdokumente ihrer Uberpriifungen sowie die Ergebnisse der
einschldgigen grolRer Konferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen und die
FolgemaRBnahmen zu diesen Konferenzen und Gipfeltreffen eine solide Grundlage
fur die nachhaltige Entwicklung gelegt haben und dass die volle, wirksame und be-
schleunigte Umsetzung der Erklarung und der Aktionsplattform von Beijing einen
entscheidenden Beitrag zur Umsetzung der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwick-
lung® und zur Starkung der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau leisten wird.

5.  Die Kommission bekréftigt auerdem die Verpflichtungen auf die Gleichstel-
lung der Geschlechter und die Selbstbestimmung aller Frauen und Madchen, die auf
den einschlagigen Gipfeltreffen und Konferenzen der Vereinten Nationen eingegan-
gen wurden, darunter die Internationale Konferenz (iber Bevolkerung und Entwick-
lung mit ihrem Aktionsprogramm™ und die Ergebnisdokumente ihrer Uberpriifun-
gen.

6. Die Kommission betont, dass zwischen der Starkung der wirtschaftlichen
Selbstbestimmung der Frau in einer Arbeitswelt im Wandel und der vollen, wirksa-
men und beschleunigten Umsetzung der Erklarung und der Aktionsplattform von
Beijing und der ge
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7.  Die Kommission erklart erneut, dass die Agenda 2030 fir nachhaltige Ent-
wicklung auf umfassende Weise umgesetzt werden muss, wobei ihrer Universalitat,
Integriertheit und Unteilbarkeit Rechnung zu tragen ist, die unterschiedlichen Reali-
taten, Kapazitaten und Entwicklungsstufen der einzelnen Lénder zu bericksichtigen
und der politische Handlungsspielraum und die Fiihrungsrolle eines jeden Landes zu
achten und gleichzeitig die Ubereinstimmung mit den einschlagigen internationalen
Regeln und Verpflichtungen zu wahren sind, unter anderem durch die Entwicklung
kohérenter Strategien fur nachhaltige Entwicklung zur Gleichstellung der Geschlech-
ter und zur Starkung der Selbstbestimmung der Frauen und Médchen. Die Kommis-
sion bekréaftigt, dass den Regierungen die Hauptverantwortung fur die nationale, re-
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lichen Ressourcen und Produktionsmitteln. Sie bekundet auBerdem ihre Besorgnis
liber die strukturellen Hindernisse fiir die wirtschaftliche Selbstbestimmung der
Frauen, darunter diskriminierende Rechtsvorschriften und Politiken, geschlechtsspe-
zifische Rollenklischees und negative gesellschaftliche Normen. Sie ist ferner be-
sorgt Uber die ungleichen Arbeitshedingungen, die begrenzten beruflichen Aufstiegs-
chancen und die hohe und zunehmende Haufigkeit informeller und nicht dem Stan-
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schenrechtsverteidigerinnen, Madchen- und Jugendorganisationen, dazu leistet, die
Interessen, Bedirfnisse und Visionen der Frauen und Mé&dchen auf die lokale, natio-
nale, regionale und internationale Agenda, einschlieflich der Agenda 2030, zu set-
zen, und ist sich bewusst, wie wichtig es ist, bei der Durchfiihrung von MalRnahmen
zur Starkung der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau in einer Arbeitswelt im
Wandel einen offenen, inklusiven und transparenten Austausch mit der Zivilgesell-
schaft zu pflegen.

40. Die Kommission richtet die dringende Aufforderung an die Regierungen, auf
allen Ebenen und, soweit zweckmaRig, gemeinsam mit den zustandigen Institutionen
des Systems der Vereinten Nationen und internationalen und regionalen Organisatio-
nen im Rahmen ihres jeweiligen Mandats und eingedenk nationaler Prioritaten, und
die Bitte an die Zivilgesellschaft, den Privatsektor, Arbeitgeberorganisationen und
Gewerkschaften, soweit zweckdienlich, die folgenden MalRnahmen zu ergreifen:

Starkung normativer und rechtlicher Rahmen

a)  zu erwégen, mit besonderem Vorrang das Ubereinkommen zur Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau und das Ubereinkommen (ber die
Rechte des Kindes und die dazugehdrigen Fakultativprotokolle zu ratifizieren bezie-
hungs
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um die Verwirklichung der wirtschaftlichen Rechte und der wirtschaftlichen Selbst-
bestimmung der Frauen und Méadchen zu férdern und Frauen eine produktive Voll-
beschéftigung zu erleichtern und ihren volkswirtschaftlichen Beitrag zu erhohen,
einschlieBlich indem sie Verédnderungen bei geschlechtsspezifischen Rollenklischees
und nega
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die Arbeitswelt zu erleichtern, unter anderem durch Kompetenzentwicklung, um
Frauen und Médchen die aktive Teilhabe an der wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Entwicklung und Frauen die aktive Mitwirkung an der Regierungsfuhrung und
an Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen zu ermdglichen, Bedingungen zu schaf-
fen, die Frauen die volle Teilhabe an der formellen Wirtschaft und ihre volle Einbin-
dung darin erleichtern, und geschlechtergerechte Lehrpléne fir Bildungsprogramme
auf allen Ebenen zu entwickeln, um unter anderem die tieferen Ursachen der berufli-
chen Segregation im Arbeitsleben zu bekdmpfen;

m)  verstarktes Gewicht auf eine hochwertige Bildung fiir Madchen zu legen,
auch, soweit verftigbar, in den Bereichen Kommunikation und Technologie, die auch
Nachhol- und Alphabetisierungsunterricht fiir diejenigen ohne Schulbildung sowie
Sonderinitiativen umfasst, um Madchen, auch wenn sie bereits verheiratet oder
schwanger sind, Uber die Grundschule hinaus im Bildungssystem zu halten, um den
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voll angesetzt und ausreichende Mittel bereitgestellt werden, um ihre wirksame
Durchfiihrung zu gewahrleisten;

r)  fur Frauen wie Ménner im privaten und im 6ffentlichen Sektor entgeltli-
che, menschenwirdige Arbeit in Pflegeberufen und als Hausangestellte zu fordern,
indem sie Sozialschutz, sichere Arbeitsbedingungen und gleiches Entgelt fiir gleiche
oder gleichwertige Arbeit gewdhrleisten, und so den in der informellen Wirtschaft
Téatigen, einschlieRlich informell tatiger Pflegekréfte oder Hausangestellter, den
Ubergang in die formelle Wirtschaft zu erleichtern;

s)  die Sicherheit der Frauen auf dem Arbeits- und dem Heimweg sowie die
Sicherheit der Frauen und Madchen auf dem Weg zu und von Bildungseinrichtungen
durch geschlechtergerechte Strategien der landlichen Entwicklung und durch Stadt-
planung und Infrastruktur, darunter nachhaltige, sichere, zugéangliche und kosten-
gunstige o6ffentliche Verkehrssysteme, Strallenbeleuchtung und getrennte und ange-
messene sanitdre Anlagen, zu verbessern, um Frauen den Zugang zu Orten, Produk-
ten, Dienstleistungen und wirtschaftlichen Chancen zu erleichtern;

t)  die staatlichen Ausgaben fir eine geschlechtergerechte Infrastruktur in
den Bereichen Sozialschutz und Sozialflirsorge zu optimieren, wie etwa gleichbe-
rechtigte, hochwertige, zugéngliche und kostengiinstige frihkindliche Bildung, Kin-
der- und Altenbetreuung, Gesundheitsversorgung und Betreuungs- und soziale
Dienste fur Menschen mit Behinderungen und Menschen mit HIV und Aids, die
gleichzeitig den Bedirfnissen der Betreuungspersonen und der Betreuungsbedirfti-
gen gerecht werden, eingedenk dessen, dass SozialschutzmalRnahmen auch bei der
Minderung von Armut und Ungleichheit und bei der Unterstiitzung eines inklusiven
Wachstums und der Geschlechtergleichstellung eine entscheidende Rolle spielen;

u) auf die Schaffung beziehungsweise Starkung inklusiver und geschlech-
tergerechter Sozialschutzsysteme hinzuarbeiten, einschlieflich eines sozialen Basis-
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gegendber Mannern und Jungen als untergeordnet angesehen werden, verstanden
und be
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darunter Gewalt, und um ihre Teilhabe an den relevanten Entscheidungsprozessen
auf allen Ebenen und in allen Bereichen zu fordern und dabei ihr traditionelles und
Uberliefertes Wissen zu achten und zu schitzen, in Anbetracht der Bedeutung der
Erklarung der Vereinten Nationen iiber die Rechte der indigenen Vélker™ fiir indi-
gene Frauen und Mé&dchen;

hh) im Einklang mit internationalen und regionalen Ubereinkiinften ge-
schlechtergerechte Strategien fur die Abschwéachung des Klimawandels und die An-
passung daran zu entwickeln und anzunehmen, um die Resilienz und Anpassungska-
pazitaten von Frauen und Méadchen gegeniiber den nachteiligen Auswirkungen des
Klimawandels zu erhdhen, mit dem Ziel, ihre wirtschaftliche Selbstbestimmung zu
starken, unter anderem durch die Forderung ihrer Gesundheit und ihres Wohlbefin-
dens sowie durch den Zugang zu dauerhaften Erwerbsmdglichkeiten, einschlieBlich
im Rahmen eines gerechten Strukturwandels fiir die arbeitende Bevélkerung;

ii)  auch weiterhin auf nationaler und internationaler Ebene Standards und
Methodologien zu entwickeln und zu stérken, um die Erhebung, Analyse und Ver-
breitung
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schlieBlich der zirkularen Migration, gemal der New Yorker Erklarung fur Flicht-
linge und Migranten® sind;

qq) eine umfassende Strategie zur Bekdmpfung des Menschenhandels zu er-
arbeiten, zu starken und umzusetzen, die eine auf Menschenrechte und nachhaltige
Entwicklung gerichtete Perspektive beinhaltet, und Rechtsrahmen in geeigneter Wei-
se unter Berlcksichtigung von Geschlechts- und Altersgesichtspunkten durchzuset-
zen, um alle Formen des Menschenhandels zu bekdmpfen und zu beseitigen, das
Bewusstsein der Offentlichkeit fiir das Problem des Menschenhandels, insbesondere
des Frauen- und Méadchenhandels, zu scharfen, Mainahmen zu ergreifen, um die Ge-
fahr zu verringern, dass Frauen und Madchen Opfer moderner Sklaverei und sexuel-
ler Ausbeutung werden, und die internationale Zusammenarbeit zu starken, unter an-
derem um der Nachfrage, die alle Formen der Ausbeutung, einschlief3lich sexueller
Ausbeutung und Zwangsarbeit, beglnstigt, entgegenzuwirken, um sie schlieBlich zu
unterbinden;

Steuerung des technologischen und digitalen Wandels zugunsten der wirtschaftlichen
Selbstbestimmung der Frau

rr)  durch den Ausbau von Bildungs- und Ausbildungsangeboten, unter ande-
rem in den Bereichen Wissenschaft, Technologie, Ingenieurwesen und Mathematik,
Informations- und Kommunikationstechnologie und digitale Kompetenz, dafiir zu
sorgen, dass Frauen wéhrend ihres gesamten Lebensverlaufs Zugang zu Weiterquali-
fizierung und menschenwirdiger Arbeit in neuen und sich entwickelnden Bereichen
haben, und die Teilhabe von Frauen und gegebenenfalls Madchen als Nutzerinnen,
Schépferinnen von Inhalten, Beschaftigte, Unternehmerinnen, Innovatorinnen und
Fuhrungspersonlichkeiten zu erhéhen;

ss)  die Bildungspolitik und die Lehrpléne in den Bereichen Wissenschaft
und Technologie zu verbessern, damit sie den Bedirfnissen von Frauen und Mé&d-
chen entsprechen und ihnen zugutekommen, Investitionen und Forschung auf dem
Gebiet der nachhaltigen Technologie zu fordern, inshesondere zum Ausbau der Ka-
pazitaten der Entwicklungslédnder, damit Frauen Wissenschaft und Technologie fiir
unternehmerische Initiative und die Stérkung ihrer wirtschaftlichen Selbstbestim-
mung in einer Arbeitswelt im Wandel nutzen kénnen;

Starkung der gemeinsamen Stimme der Frauen und Ausbau ihrer Rolle in Fiihrungs-
und Entscheidungspositionen

tt)  MaRnahmen zu ergreifen, gegebenenfalls auch befristete SondermaR-
nahmen, um die volle, gleichberechtigte und wirksame Teilhabe der Frauen und
ihren Zugang zu hohen und héchsten Fuhrungspositionen in wirtschaftlichen Ent-
scheidungsstrukturen und Institutionen auf allen Ebenen sowie in Unternehmen, Un-
ternehmensvorstanden und Gewerkschaften zu gewahrleisten;

uu) dafir Sorge zu tragen, dass Frauen in bewaffneten Konflikten und Post-
konfliktsituationen, von Naturkatastrophen und anderen humanitaren Notlagen be-
troffene und binnenvertriebene Frauen in die Lage versetzt werden, in wirksamer
und produktiver Weise an Flihrungs- und Entscheidungsprozessen mitzuwirken, und
dass die Menschenrechte aller Frauen und Madchen bei Bewaltigungs- und Wieder-
herstellungsstrategien uneingeschrankt geachtet und geschiitzt werden;

'8 Resolution 71/1 der Generalversammlung.
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vv) anzuerkennen, dass die Selbstbestimmung der Frauen und Médchen und
die Investitionen in sie, die eine entscheidende Voraussetzung fiir wirtschaftliches
Wachstum und die Erreichung aller Ziele fur nachhaltige Entwicklung, einschliel3-
lich der Beseitigung der Armut und der extremen Armut, sind, sowie die sinnvolle
Teilhabe der Frauen an Entscheidungsprozessen ausschlaggebend dafiir sind, den
Kreislauf von Diskriminierung und Gewalt zu durchbrechen und die volle und effek-
tive Ausubung ihrer Menschenrechte zu férdern und zu schiitzen, und ferner anzuer-
kennen, dass die Starkung der Selbstbestimmung von Médchen ihre aktive Teilhabe
an Entscheidungsprozessen und als Tragerinnen des Wandels in ihrem eigenen
Leben und ihren Gemeinschaften erfordert, unter anderem auch Gber Madchenorga-
nisationen und mit der aktiven Unterstiitzung und Mitwirkung ihrer Eltern, Vormiin-

19



E/2017/27
E/CN.6/2017/21

20

Ausweitung der Rolle des Privatsektors bei der Starkung der wirtschaftlichen
Selbstbestimmung der Frau

bbb) einen sozialverantwortlichen und rechenschaftspflichtigen Privatsektor
zu fordern, der unter anderem nach den Leitprinzipien fur Wirtschaft und Menschen-
rechte: Umsetzung des Rahmens der Vereinten Nationen ,,Schutz, Achtung und Ab-
hilfe“!’, der Erklarung der Internationalen Arbeitsorganisation iiber grundlegende
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit, nach Arbeits-, Umwelt- und Gesundheitsstan-
dards und den von der Einheit der Vereinten Nationen fiir Gleichstellung und Er-
machtigung der Frauen (UN-Frauen) aufgestellten Grundsatzen zur Starkung der
Frauen im Unternehmen und dem Globalen Pakt handelt, um die wirtschaftliche
Selbstbestimmung der Frau in einer Arbeitswelt im Wandel zu férdern und die
Gleichstellung der Geschlechter, die Selbstbestimmung der Frauen und Madchen
und die Verwirklichung ihrer vollen und gleichberechtigten Ausiibung aller Men-
schenrechte und Grundfreiheiten zu erreichen;

ccc) ein Arbeitsumfeld und eine institutionelle Praxis zu fordern, die alle Ar-
beitnehmer wertschatzen und ihnen die gleichen Chancen zur Entfaltung ihres vollen
Potenzials bieten, insbesondere auch indem sie gewahrleisten, dass die Gleichstel-
lung der Geschlechter und die systematische Beruicksichtigung der Geschlechterper-
spektive als eine notwendige Dimension des Personalmanagements angesehen wer-
den, insbesondere fir die Modernisierung wissenschaftlich-technischer Organisatio-
nen und Institutionen im 6ffentli



E/2017/27



	Kommission für die Rechtsstellung der Frau
	Bericht über die einundsechzigste Tagung (24. März 2016 und 13.–24. März 2017)
	Auszugsweise Übersetzung
	Kapitel I
	Angelegenheiten zur Beschlussfassung durch den Wirtschafts- und Sozialrat oder Angelegenheiten, die ihm zur Kenntnis gebracht werden
	A. Vereinbarte Schlussfolgerungen der einundsechzigsten Tagung der Kommission für die Rechtsstellung der Frau
	Durchführung wirtschafts- und sozialpolitischer Maßnahmen zur Stärkung der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau
	Auseinandersetzung mit der wachsenden Schattenwirtschaft und der zunehmenden Mobilität der Arbeitnehmerinnen
	Steuerung des technologischen und digitalen Wandels zugunsten der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau
	Stärkung der gemeinsamen Stimme der Frauen und Ausbau ihrer Rolle in Führungs- und Entscheidungspositionen
	Ausweitung der Rolle des Privatsektors bei der Stärkung der wirtschaftlichen Selbstbestimmung der Frau


